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Kurztitel 

Übereinkommen über die Zustellung gerichtlicher und außergerichtlicher Schriftstücke im Ausland in 
Zivil- oder Handelssachen vom 15. November 1965 

Kundmachungsorgan 

BGBl. III Nr. 137/2020 

Typ 

Vertrag – Multilateral 

§/Artikel/Anlage 

Art. 15 

Inkrafttretensdatum 

12.09.2020 

Index 

49/08 Amtshilfe, Zustellung von Schriftstücken 

Text 

Artikel 15 

War zur Einleitung eines gerichtlichen Verfahrens eine Ladung oder ein entsprechendes Schriftstück nach 
diesem Übereinkommen zum Zweck der Zustellung in das Ausland zu übermitteln und hat sich der 
Beklagte nicht auf das Verfahren eingelassen, so hat der Richter das Verfahren auszusetzen, bis 
festgestellt ist, 

 a) dass das Schriftstück in einer der Formen zugestellt worden ist, die das Recht des ersuchten 
Staates für die Zustellung der in seinem Hoheitsgebiet ausgestellten Schriftstücke an dort 
befindliche Personen vorschreibt, oder 

 b) dass das Schriftstück entweder dem Beklagten selbst oder aber in seiner Wohnung nach einem 
anderen in diesem Übereinkommen vorgesehenen Verfahren übergeben worden ist 

und dass in jedem dieser Fälle das Schriftstück so rechtzeitig zugestellt oder übergeben worden ist, dass 
der Beklagte sich hätte verteidigen können. 

Jedem Vertragsstaat steht es frei zu erklären, dass seine Richter ungeachtet des Absatzes 1 den 
Rechtsstreit entscheiden können, auch wenn ein Zeugnis über die Zustellung oder die Übergabe nicht 
eingegangen ist, vorausgesetzt, 

 a) dass das Schriftstück nach einem in diesem Übereinkommen vorgesehenen Verfahren übermittelt 
worden ist, 

 b) dass seit der Absendung des Schriftstücks eine Frist verstrichen ist, die der Richter nach den 
Umständen des Falles als angemessen erachtet und die mindestens sechs Monate betragen muss, 
und 

 c) dass trotz aller zumutbaren Schritte bei den zuständigen Behörden des ersuchten Staates ein 
Zeugnis nicht zu erlangen war. 

Dieser Artikel hindert nicht, dass der Richter in dringenden Fällen vorläufige Maßnahmen einschließlich 
solcher, die auf eine Sicherung gerichtet sind, anordnet. 
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